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Sachbearbeiter Klappe/Dw Ihre GZ/vom 

LUKAS 2267 

Betrifft: Stellenplan - BM für Wissenschaft 
und Forschung; 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
welchem das Bundesgesetz betreffend 
die Beschränkung in der Verfügung über 
Gegenstände von geschichtlicher oder 
kultureller Bedeutung (Denkmalschutz­
gesetz) geändert wird 

Das Bundeskanzleramt, Sektion 11, erlaubt sich in der Anlage 
die ho. Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
welchem das Bundesgesetz betreffend die Beschränkung in der 

Verfügung über Gegenstände von geschichtlicher oder kultureller 
Bedeutung (Denkmalschutzgesetz) geändert wird, in 25-facher 
Ausfertigung zur Kenntnis zu bringen. 

Beilage (25-fach) 

12. Juni 1989 
Für den Bundesminister für 

Gesundheit und öffentlicher Dienst: 
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An das 
Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 

W i e  n 

Sachbearbeiter Klappe/Ow Ihre GZlvom 

LUKAS 2267 GZ 12.912/1-33/89 
vom 21. April 1989 

Betrifft: Stellenplan; 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
welchem das Bundesgesetz betreffend 
die Beschränkung in der Verfügung über 
Gegenstände von geschichtlicher oder 
kultureller Bedeutung (Denkmalschutz­
gesetz) geändert wird 

Gegen den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit welchem das Bundes­

gesetz betreffend die Beschränkung in der Verfügung über Gegen­

stände von geschichtlicher oder kultureller Bedeutung (Denkmal­

schutzgesetz) geändert wird, bestehen aus der Sicht der Plan­

stellenbewirtschaftung grundsätzlich keine Bedenken. 

Aus dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird vom do. Bundes­

ministerium zwar ein Personalmehrbedarf von insgesamt fünf 

Planstellen ermittelt, dessen Ermittlungsgrundlage jedoch ist 

nicht ersichtlich und daher das Ausmaß des Bedarfes nicht nach­

vollziehbar. 
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Aus dem vorliegenden Gesetzesentwurf läßt sich ein umfang­
reiches und belastungsintensives Verfahren ableiten. Die Fest-

. " .. 

. . ' . .  

legung. des offens i�tlich geschätzten und nicht ermi ttel tel?: . 
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Bundesgesetzgeber kei�e gr�vterenderi Xnd�rungen vorgenommen 

werden, vorgenommen worden sein. 

Die fehlende Kalkulationsbasis für die Personalbedarfser­

mittlung muß bemängelt werden, da es aufgrund aktueller Er­
fahrungswerte mit Bodenfunden möglich sein müßte, Näherungs­

werte zu finden. 

Zur Kostenberechnung fällt auch auf, daß die beim Kapitel 14 

anfallenden Sachausgaben eine Berechnungsbasis aufweisen, für 
die Personalausgaben und die für die mittelbare Bundesver­

waltung entstehenden Mehrbelastungen jedoch nicht einmal 
geschätzte Näherungswerte angeboten werden. 

Für 
der 

12. Juli 1989 
Für den Bundesminister für 

Gesundheit und öffen�licher Dienst: 
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